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II c- 2430.6 


Bonn, den 29. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. : Arbeitserlaubnis für rumänische Bauarbeiter 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, StUcklen 
und Genossen 
- Drucksache VI/3097 - 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern und dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen beantworte ich die 
Kleine Anfrage im einzelnen wie folgt: 


1. Von weldien Überlegungen, insbesondere arbeitsmarktpoli- 
tisdier Art, hat sich die Bundesregierung bei ihrer Entschei- 
dung zugunsten der Verlängerung der Arbeitserlaubnis leiten 
lassen? War die weitere Abwicklung des Bauvorhabens nur auf 
diese Weise sicherzustellen? 


Die rumänischen Arbeitnehmer, die auf der Baustelle in Weiden 
beschäftigt sind, führen die Arbeiten im Rahmen eines Werk- 
vertrages aus, den ihr rumänischer Arbeitgeber mit seinem 
deutschen Vertragspartner abgeschlossen hat. Die Bundesregie- 
rung ist der Auffassung, daß in solchen Fällen vor der erstmali- 
gen Erteilung der Arbeitserlaubnis sorgfältig geprüft werden 
muß, ob sich die Zulassung ausländischer Arbeitnehmer zum 
Nachteil deutscher Arbeitnehmer auswirken kann. Die Ableh- 
nung der Verlängerung einer früher erteilten Arbeitserlaubnis 
kann, solange die werkvertraglich geschuldeten Leistungen nicht 
erbracht sind, den reibungslosen Arbeitsablauf empfindlich stö- 
ren. Deshalb hat sich auch einer der Fragesteller bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit dafür verwandt, die Arbeitserlaubnis der 
rumänischen Arbeitnehmer über den 15. Januar 1972 hinaus zu 
verlängern. 

Die Ausführung des Bauvorhabens wäre nach Auffassung der 
Bundesregierung erschwert worden, wenn die rumänischen Ar- 
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beitnehmer, die in einem geschlossenen Team arbeiten, gegen 
inzwischen arbeitslos werdende deutsche Bauarbeiter ausge- 
tauscht worden wären. 


2. War bei der ursprünglichen Erteilung der Arbeitserlaubnis für 
die rumänischen Bauarbeiter in Weiden nicht vorauszusehen, 
daß während der Wintermonate deutsche Bauarbeiter in grö- 
ßerer Zahl in diesem strukturschwachen Gebiet arbeitslos sein 
würden? Ist es richtig, daß selbst der deutsche Partner der Ru- 
mänen deutsche Bauarbeiter entlassen hat, um den rumänischen 
Bauarbeitern eine ausreichende Beschäftigungsmöglichkeit bie- 
ten zu können? Wie können Entwicklungen dieser Art künftig 
vermieden werden? 

Nach den Erfahrungen der vergangenen Jahre war damit zu 
rechnen, daß im Bezirk des Arbeitsamtes Weiden eine größere 
Zahl deutscher Bauarbeiter während der Wintermonate arbeits- 
los sein würde. Jedoch standen bei der erstmaligen Erteilung 
der Arbeitserlaubnisse am 12. Oktober 1971 keine deutschen 
Bauarbeiter für die Ausführung des Bauvorhabens zur Ver- 
fügung. 


Schwierigkeiten der in Rede stehenden Art lassen sich weit- 
gehend dadurch ausschließen, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
- wie bisher - bei der Zulassung ausländischer Arbeitnehmer 
auf Werkvertragsbasis strenge Maßstäbe anlegt und außerdem 
die Werkvertragspartner vor der erstmaligen Erteilung der 
Arbeitserlaubnis unmißverständlich auf die Risiken hinweist, 
die sich für die Verlängerung der Arbeitserlaubnis ergeben, 
wenn während der Ausführung der Arbeiten geeignete deut- 
sche Arbeitnehmer zur Verfügung stehen. 

Der deutsche Vertragspartner der rumänischen Firma hat zwar 
die Entlassung von deutschen Bauarbeitern vorsorglich ange- 
zeigt; Entlassungen sind aber nicht vorgenommen worden. 


3. Hat die Bundesregierung vor Erteilung der Arbeitserlaubnis 
ausreichend geprüft, ob das obengenannte Projekt mit einiger 
Sicherheit bis zum 15. Januar 1972 fertiggestellt werden kann? 
Welche Verzögerungen ergibt sich tatsächlich? Hat der ein- 
zelne Siedler als Folge der Verzögerung mit Kostensteige- 
rungen zu rechnen? 


Nach Mitteilung des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
soll das Bauvorhaben laut Bauleistungsauftrag bis zum 31. März 
1972 vollendet sein. Dieser Termin kann voraussichtlich nicht 
eingehalten werden. Die Frage, ob eine Verzögerung des Bau- 
vorhabens mit Kostensteigerungen für die einzelnen Siedler 
verbunden ist, kann von der Bundesregierung nicht beantwortet 
werden. Die Beantwortung dieser Frage hängt weitgehend von 
der Ausgestaltung des Werkvertrages ab. Mit Sicherheit wäre 
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aber die Fertigstellung des Bauvorhabens verzögert worden, 
wenn die Arbeitserlaubnisse für die rumänischen Arbeitnehmer 
nicht verlängert worden wären. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß das 
Arbeitsamt Weiden in den vergangenen Jahren im Bereich 
dieses Arbeitsamtes ansässige Bauarbeiter aufforderte, sich - 
getrennt von ihren Familien - außerhalb ihres Wohngebietes 
Arbeit zu suchen, wenn die Bundesregierung durch Erteilung 
der Arbeitserlaubnis an rumänische Bauarbeiter in diesem Jahr 
selbst Verursacher eines Beschäftigungsmangels ist? 


In den vergangenen Jahren sind arbeitslose Bauarbeiter aus 
dem Arbeitsamtsbezirk Weiden in andere Orte vermittelt wor- 
den, weil im Bezirk des Arbeitsamts Weiden keine Vermitt- 
lungsmöglichkeiten bestanden. Auswärtige Arbeitsangebote 
wurden grundsätzlich zunächst ledigen Arbeitslosen unterbrei- 
tet. Im übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 
verwiesen. 


5. Wie viele Bauarbeiter sind in den vergangenen Jahren der 
Aufforderung des Arbeitsamtes Weiden gefolgt, diesen Bereich 
zu verlassen, da ihnen sonst das Arbeitslosengeld entzogen 
worden wäre? 


In den Jahren 1969 bis 1971 wurden insgesamt 88 Bauarbeiter 
im überbezirklichen Ausgleich vermittelt. 


6. Werden auch im Jahre 1972 oberpfälzische Bauarbeiter unter 
Trennung von der eigenen Familie zur Vermittlung in andere 
Arbeitsamtsbezirke aufgefordert, obwohl zur selben Zeit Bau- 
arbeiter aus osteuropäischen Ländern eine Arbeitserlaubnis in 
diesem Bereich des Zonenrandgebietes erhalten haben? 


Auch 1972 haben Beratungsgespräche mit arbeitslosen Bau- 
arbeitern über eine Vermittlung in auswärtige Arbeitsstellen 
stattgefunden. Bis zum 15. März 1972 sind 48 Arbeitnehmer ver- 
mittelt worden. 


7. Wie hoch sind die Kosten, die der öffentlichen Hand im Ar- 
beitsamtsbereich Weiden durch die Arbeitslosigkeit deutscher 
Bauarbeiter vom 1. November 1971 bis zum Zeitpunkt der 
Beantwortung dieser Anfrage entstanden sind? 


Unter Zugrundelegung eines durchschnittlichen monatlichen 
Arbeitslosengeldes von 634 DM und einer durchschnittlichen 
Zahl von 1000 arbeitslosen Bauarbeitern ergibt sich in der Zeit 
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vom 1. November 1971 bis zum 29. Februar 1972 ein geschätzter 
Betrag von rd. 2,5 Mio DM Arbeitslosengeld. Dieser Betrag sagt 
aber nichts darüber aus, ob und in welcher Höhe Arbeitslosen- 
geld hätte eingespart werden können, wenn die 109 rumäni- 
schen Bauarbeiter nicht im Arbeitsamtsbezirk Weiden beschäf- 
tigt wären. 


8. Sieht die Bundesregierung das Argument der deutsch-rumäni- 
schen Gruppe, bei einem Auswediseln der rumänischen Bau- 
arbeiter gegen einheimische Bauarbeiter könne der Angebots- 
preis nicht eingehalten werden, als Beweis dafür an, daß rumä- 
nische Regiebetriebe nur durch Lohndumping in der Bundes- 
republik konkurrenzfähig sind? 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die rumäni- 
schen Regiebetriebe nur durch Lohndumping in der Bundesrepu- 
blik Deutschland konkurrenzfähig sind. Der Lohn, der bei Zu- 
grundelegung des Umrechnungskurses für kommerzielle Trans- 
aktionen (etwa 1,7 Lei = 1 DM) in etwa dem deutschen Tarif- 
lohn entspricht, ist nur einer von vielen Kalkulationsbestand- 
teilen. Die Kostenstruktur ist bei jeder Firma unterschiedlich. 


9. Hat sich die Bundesregierung vor ihrer Entscheidung bemüht, 
exakte Daten über die Höhe der Löhne imd sonstigen Leistun- 
gen, die den rumänischen Bauarbeitern gewährt werden, zu 
erhalten? 

10. Wie hoch sind diese, und welche Umrechnungskurse werden 
für die Leistungen der rumänischen Bauarbeiter in rumänischer 
Währung zugrunde gelegt? 

Die Bundesregierung und die Bundesanstalt für Arbeit haben 
sich vor der Entscheidung bemüht, exakte Daten über die Höhe 
der Löhne und sonstigen Leistungen, die den rumänischen Bau- 
arbeitern gewährt werden, zu erhalten. Nach dem Ergebnis der 
Ermittlungen erhalten die rumänischen Arbeitnehmer derzeit 

a) in der Bundesrepublik Deutschland 

— täglich 24 DM 

— freie Unterkunft 

— freie Fahrt von der Unterkunft zum Arbeitsplatz 

— freie Arbeitskleidung für den Winter, 

b) in Rumänien 

— einen durchschnittlichen Monatslohn von 2060 Lei 
— Kinderbeihilfe von mtl. 100 Lei für jedes Kind 

— Zulage für Erholungsurlaub von durchschnittlich 175 Lei 
im Monat 

— freie Krankenversicherung. 

Auf Grund einer interministeriellen Entschließung vom 7. Sep- 
tember 1971 wird für die Berechnung des Lohnes der rumäni- 
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sehen Arbeitnehmer der für kommerzielle Transaktionen gel- 
tende amtliche Umrechnungskurs von etwa 1,7 Lei = 1 DM 
zugrunde gelegt. 


11. In welcher Höhe werden gesetzlich und tarifvertraglich begrün- 
dete Sozialabgaben und Steuern für die in der Bundesrepublik 
tätigen rumänischen und sonstigen Bauarbeiter aus osteuro- 
päischen Ländern an deutsche Stellen bezahlt? 

Die Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung der in der 
Bundesrepublik Deutschland tätigen Bauarbeiter aus Rumänien 
und anderen osteuropäischen Ländern werden nach Maßgabe 
der deutschen Gesetze erhoben. 

Zur Zeit werden mit Rumänien, Polen und Jugoslawien Ver- 
handlungen mit dem Ziel geführt, Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung abzuschließen, die auch die gegenseitige 
Besteuerung von Arbeitseinkünften nach ähnlichen Grundsätzen 
abgrenzen sollen, wie sie in der internationalen Vertragspraxis 
entwickelt worden sind. 

Baufirmen aus osteuropäischen Ländern führen nach Auskunft 
der Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes für ihre mitge- 
brachten Arbeitnehmer in der Regel keine Beiträge an die 
Sozialkassen des Baugewerbes aufgrund der maßgebenden 
allgemeinverbindlichen Sozialtarifverträge ab. In diesem Zu- 
sammenhang ist auf folgendes hinzuweisen: 

Es ist ein von Rechtslehre und Rechtsprechung allgemein aner- 
kannter Grundsatz, daß die in einem anderen Staat unter des- 
sen Rechtsordnung abgeschlossenen schuldrechtlichen Verträge, 
zu denen auch die Arbeitsverträge zählen, dem Rechte des Hei- 
matstaates auch dann unterworfen bleiben, wenn eine oder 
beide Vertragsparteien den Heimatstaat vorübergehend ver- 
lassen. Dieser Grundsatz gilt jedoch nicht für die arbeitsrecht- 
lichen Vorschriften, die öffentlich-rechtlichen Charakter haben 
(z. B. die Arbeitszeitordnung, der gesetzliche Mutterschutz und 
der Jugendarbeitsschutz, das Verbot von Sonntagsarbeit und 
der gesamte Bereich des technischen Arbeitsschutzes). 

Die Frage, ob die ausländischen Bauunternehmen die für allge- 
mein-verbindlich erklärten Sozialtarifverträge des deutschen 
Baugewerbes bezüglich des ausländischen Stammpersonals be- 
achten müssen, wird nicht einhellig beantwortet. Die herr- 
schende Meinung und die Rechtsprechung gehen dahin, daß die 
Allgemeinverbindlicherklärung den privatrechtlichen Charakter 
der Tarifverträge nicht ändert. Demnach haben diese Tarifver- 
träge für das ausländische Stammpersonal keine Geltung. 


12. Trifft es zu, daß rumänisdie Bauarbeiter mit der Begründung 
um Asyl gebeten haben, daß sie ausgebeutet werden, d. h., daß 
sie z. B. im Vergleich zu jugoslawischen, in deutschen Betrie- 
ben beschäftigten Bauarbeitern bei gleicher Arbeitsleistung 
wesentlich niedriger entlohnt werden? 


5 



Drudisache VI/ 3308 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


13. Sieht die Bundesregierung es als erwiesen an, daß die an die 
Erteilung der Arbeitserlaubnis geknüpfte Bedingung, wonach 
die rumänischen Bauarbeiter entsprechend den deutschen Ver- 
hältnissen entlohnt werden müssen, nicht eingehalten wird? 


Einige rumänische Bauarbeiter haben Asyl beantragt. Die Asyl- 
anträge sind teils auch mit schlechter Bezahlung begründet 
worden. 

Zu der Frage, ob die rumänischen Bauarbeiter im Vergleich zu 
anderen, in deutschen Betrieben beschäftigten Bauarbeitern 
wesentlich niedriger entlohnt werden, wird auf die Antwort zu 
10. Bezug genommen. Bei einem Umrechnungskurs von etwa 
1,7 Lei = 1 DM hält sich die Entlohnung der rumänischen Bau- 
arbeiter einschließlich der Nebenleistungen im Rahmen der 
deutschen Tariflöhne. 

Um mit der Umrechnung des Lohnes verbundene Schwierigkei- 
ten zu beseitigen, haben sich die Bundesregierung und die 
Bundesanstalt für Arbeit darum bemüht, daß der Lohn der 
rumänischen Arbeitnehmer in Deutsche Mark festgesetzt wird. 
Die rumänische Regierung hat inzwischen erklärt, daß die Löhne 
der rumänischen Bauarbeiter entsprechend dem Lohn vergleich- 
barer deutscher Arbeitnehmer in Deutsche Mark berechnet 
werden. 


14. Für wie viele in Staatsbetrieben beschäftigte Bauarbeiter aus 
osteuropäischen Ländern wurde bisher die Arbeitserlaubnis in 
der Bundesrepublik erteilt, und wie verteilen sich diese auf die 
einzelnen Herkunftsländer? 


Seit dem 1. Januar 1971 wurden für 13 310 jugoslawische Arbeit- 
nehmer, die im Rahmen von Werkverträgen beschäftigt werden, 
Arbeitserlaubnisse erteilt. Außerdem wurden Arbeitserlaub- 
nisse für Bauarbeiter aus anderen osteuropäischen Ländern 
erteilt, und zwar für 


Rumänien 

2537 

Polen 

650 

Ungarn 

284 

Tschechoslowaken 

210 

Bulgaren 

25. 


Ob diese Arbeitnehmer ausnahmslos von Staatsbetrieben auf 
Werkvertragsbasis beschäftigt werden, ist den vorhandenen 
Unterlagen nicht zu entnehmen. 


15. In welchen Arbeitsamtsbereichen und in welcher Anzahl sind 
die Bauarbeiter aus osteuropäischen Ländern zur Zeit einge- 
setzt, aufgeteilt nach Bauarbeitern, die bei deutschen Firmen 
beschäftigt sind, und Bauarbeitern, die ganz oder teilweise in 
der Währung ihres Heimatlandes bezahlt werden? 
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(eine Aufgliederung nach Arbeitsamtsbezirken wäre erst nach 
sehr aufwendigen Auszählungen möglich, da die statistische 
Erfassung nach anderen Merkmalen erfolgt) : 


Landesarbeits- 

amtsbezirk 

Jugo- 

slawien 

Rumä- 

nien 

CSSR 

Polen 

Ungarn 

Bul- 

garien 

Schleswig-Holstein- 
Hamburg 468 

402 


111 





Niedersachsen- 

Bremen 

537 




430 

14 

— 

Nordrhein-Westf. 

2 763 

51 

68 

97 

258 

- 

Hessen 

3 067 

237 

18 

- 

- 

- 

Baden-Württemb. 

1 194 

376 

81 

- 

- 

25 

Nordbayern 

1 138 

680 

24 

- 

- 

- 

Südbayern 

2 463 

428 

19 

12 

12 

- 

Rheinland-Pfalz- 

Saarland 

293 



_ 

-- 

_ 

— 

Berlin 

1387 

363 

- 

- 

- 

- 

zusammen 

13310 

2 537 

210 

650 

284 

25 


Die jugoslawischen Arbeitnehmer werden fast ausschließlich in 
Deutsche Mark entlohnt. Die Bauarbeiter aus den übrigen ost- 
europäischen Ländern erhalten eine Auslösung in Deutsche 
Mark und den Lohn in der Währung des Herkunftslandes. 


16. Sind der rumänischen Regierung oder Regierungen anderer 
osteuropäischer Länder Zusicherungen gegeben worden, daß 
die Tätigkeit von Baubetrieben aus diesen Ländern in der 
Bundesrepublik noch ausgeweitet werden soll, und wenn ja, 
mit welchem Inhalt? 


Derartige Zusicherungen sind weder der rumänischen noch 
einer anderen osteuropäischen Regierung gegeben worden. Da 
der Baumarkt in der Bundesrepublik Deutschland liberalisiert 
ist, wären solche Zusagen wenig sinnvoll. Den Regierungen der 
Partnerländer ist jedoch erklärt worden, daß die Tätigkeit ost- 
europäischer Baufirmen nicht zuletzt wegen der unzureichenden 
Baukapazitäten in der Bundesrepublik Deutschland begrüßt 
wird. 


17, Sind der Bundesregierung deutsche Firmen bekannt, die für 
die Vermittlung der Arbeitsleistung osteuropäischer Bauarbei- 
ter Provision oder sonstige Entgelte erhalten? Entsprechen alle 
Verträge zwischen Staatshandelsbetrieben und deutschen Sub- 
unternehmen geltendem Recht? 


Der Bundesregierung sind keine deutschen Firmen bekannt, die 
für die Vermittlung osteuropäischer Unternehmen Provisionen 
oder sonstige Entgelte erhalten. 
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Die der Bundesanstalt für Arbeit bekannten Werkverträge ent' 
sprechen dem geltenden Recht. 


18. Ist es riditig, daß die kontinuierliche Beschäftigung der in der 
deutschen Bauwirtschaft tätigen Arbeitskräfte zu den arbeits- 
marktpolitischen Zielen der Bundesregierung gehört? 


Ja. Hierzu wird auf den Bericht über die ergänzenden Initiativen 
zur Begrenzung des Mietanstieges und zur Verbesserung des 
Mietrechts (BR-Drucksache 605/70) und auf den Allgemeinen 
Teil der Begründung zu dem Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Arbeitsförderungsgesetzes 
(Drucksache VI/2689) verwiesen. 


19. Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz von ausländi- 
schen Bauarbeitern durch Regiebetriebe in Gebieten, die mit 
deutschen Bauarbeitern übersetzt sind, grundsätzlich? 

Aus wirtschaftspolitischer Sicht ist die Tätigkeit osteuropäischer 
Baufirmen in der Bundesrepublik Deutschland positiv zu beur- 
teilen. Sie trägt dazu bei, Angebotslücken auszufüllen. Außer- 
dem führt sie zu einer Verstärkung des Wettbewerbs am Bau- 
markt; dadurch kann Preisauftriebstendenzen entgegengewirkt 
werden. Darüber hinaus dient die Tätigkeit der Verbesserung 
der Außenwirtschaftsbeziehungen mit osteuropäischen Staats- 
handelsländern. Es muß jedoch sichergestellt sein, daß die 
Arbeitsmöglichkeiten für deutsche Arbeitnehmer nicht beein- 
trächtigt werden. 


In Vertretung 

Ehrenberg 
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